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gen einer im Bundesgebiet begangenen vorsätz-
lichen Straftat verurteilt wurde, wobei Geldstmfen
von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen oder bis zu
90 Tagessätzen vvegen Straftaten, die nach dem
Aufenthaltsgesetz oder dem Asylgesetz nur von
Ausländern begangen werden können, grundsäQ-
lich außer Betracht bleiben. Wird die Ausbildung
nicht betrieben oder abgebrochen, ist der Ausbil-
dungsbetrieb verpflichtet, dies unvezüglich, in der
Regel innerhalb einer Woche, der zuständigen Aus-
länderbehörde schriftlich mitzuteilen. ln der Mittei-
lung sind neben den mitzuteilenden Tatsachen und
dem Zeitpunkt ihres Eintritts die Namen, Vornamen
und die Staatsangehörigkeit des Ausländers anzu-
geben, Die nach Satz 4 erteilte Duldung erlischt,
wenn die Ausbildung nicht mehr betrieben oder ab-
gebrochen wird. Wird das Ausbildungsverhältnis
vorzeitig beendigt oder abgebrochen, wird dem
Ausländer einmalig eine Duldung für sechs Monate
zum Zweck der Suche nach einer weiteren Ausbil-
dungsstelle zur Aufnahme einer Berufsausbildung
nach Satz 4 edeilt. Eine nach Satz 4 erteilte Dul-
dung wird für sechs Monate zumZweck der Suche
nach einer der erworbenen beruflichen Qualifikation
entsprechenden Beschäftigung verlängert, wenn
nach erfolgreichem Abschluss der Berufsausbil-
dung, für die die puldung erteilt wurde, eine Weiter-
beschäftigung im Ausbildungsbetrieb nicht effolgt;
die zur Arbeitsplatzsuche erteilte Duldung darf für
diesen Zweck nicht verlängert werden. § 60a bleibt
im Übrigen unberührt."

9. § 68 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

,,('1) Wer sich der Ausländerbehörde äder einer
Auslandsvertretung gegenüber verpflichtet hat, die
Kosten für den Lebensunterhalt eines Ausländers
zu tragen, hat für einen Zeitraum von fünf Jahren
sämtliche öffentlichen Mittel zu erstatten, die für
den Lebensunterhalt des Ausländers einschließlich
der Versorgung mit Wohnraum sowie der Versor-
gung im Krankheitsfalle und bei Pflegebedürftigkeit
aufgewendet werden, auch soweit die Aufwendun-
gen auf einem gesetzlichen Anspruch des Auslän-
ders beruhen. Aufwendungen, die auf einer Bei-
tragsleistung beruhen, sind nicht zu erstatten. Der
Zeitraum nach Satz 1 beginnt mit der durch die Ver-
pflichtungserklärung ermöglichten Einreise des
Ausländers. Die Verpflichtungserklärung erlischt
vor Ablauf des Zeitraums von fünf Jahren ab Ein-
relse des Ausländers nicht durch Efteilung eines
Aufenthaltstitels nach'Abschnitt 5 des Kapitels 2
oder durch Anerkennung nach § 3 oder § 4 des
Asylgesetzes."

10. Nach § 68 wird folgender § 68a eingefügt:

,,§ 6ga

Übergangsvoischrift iu Verpflichtungserklärungen

) 6. August 2016 abgegebene Verpflichtungserklä-
rungen, jedoch mit der Maßgabe, dass an die Stelle
des Zeitraums von fünf Jahren ein Zeitraum von
drei Jahren'tritt. Sofern die Frist nach Satz 1 zum
6. August 2016 bereits abgelaufen ist, endet die
Verpflichtung zur Erstattung öffentlicher Mittel mit
Ablauf des 31. August 2016."

11. Nach § 75 Nummer 4 wird folgende Nummer 4a '
eingefügt:

.,4a.Betreiben wissenschaftlicher Forschungen
über lntegrationsfragen ;".

12. § 88a wird wie folgt geändeft:

a) Absatz J wird wie folgt geänded:

aa) ln Satz 1 werden näch den Wödern ,,den Trä-
ger der Grundsicherung für Arbeitsuchende"
die Wörter,,, die Träger der Leistungen nach
dem Asylbewerberleistungsgesetz" einge-
fügt.

bb) ln Satz 2 werden die Wörter ,,oder den zu-
ständigen Träiger der .Grundsicherung für
Arbeitsuchende" durch die Wörtelr ,,, den
zuständigen Träger der Grundsicherung für
Arbeitsuchende oder den zuständigen Trä-
ger der Leistungen nach dem Asylbewerber-'
leistungsgesetz" ersetzt.

cc) ln Satz 3 werden die Wörter ,,oder Träger der
Grundsicherung für Arbeitsuchende" durch
die Wörter ,,, Träger der Grundsicherung für
Arbeitsuchende oder Träger der Leistungen
nach deni Asylbewerberleistungsgesetz" er-
setzt. a

dd) Satz 4 wird wie folgt gefasst:

,,Darüber hinaus ist eine Verarlceitung und
Nutzung von personenbezogenen Daten
durch das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge nur für die Durchfährung und
Abrechnung der lntegrationskurse sowie für
die Durchführung eines wissenschaftlichen
Forschungsvorhabens nach § 75 Nummer4a
unter den Voraussetzungen des § 8 Absatz 7
und I der lntegrationskursverordnung zuläs-
sig."

b) ln Absatz 1a Satz 2 wird die Angabe ,,Nummer 2"
gestrichen.

13. § 98 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 2awird folgender Absatz 2b einge-
fügt;

,,(2b) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich
oder leichtfertig entgegen § 60a Absatz 2 SatzT
und 8 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht
vollständig, nicht in vorgeschriebener Weise
oder nicht rechtzeitig macht."

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) ln Nummer 2 werden die Wöder,,oder einer
räumlichen Beschränkung nach § 56 Ab-
satz 2 oder § 61 Abs. 1 Satz 1 oder y'

satz lc" gestrichen.

bb) Nach Nummer 2 werden die folgenden Nur
mern 2a und 2b eingefügt:

,,2a. entgegen § 12a Absatz 1 Satz 1 di
Wohnsitz nicht oder nicht für die vorg,
schriebene Dauer in dem Land nimn
in dem er zu wohnen verpflichtet ist,

2b. einer vollziehbaren Anordnung nac

§ 12a Absatz 2,3 oder 4 Satz 1 odt
§ 6'l Absatz lc zuwiderhandelt,".
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